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S a t z u n g 
 

des Bezirksverbandes der Gartenfreunde 
Köpenick e.V. 

 
 
 

§ 1 
 

Name, Sitz und Geltungsbereich 
 

(1) Die Vereinigung führt den Namen 
  

"Bezirksverband der Gartenfreunde Köpenick e.V." 
 
 Sein Geschäftsbereich ist der Bezirksteil Köpenick des Bezirks Treptow – Köpe-

nick von Berlin. 
    

(2) Der Bezirksverband hat seinen Sitz in 12527 Berlin, Dahmestraße 25 und ist un-
ter diesem Namen mit der Nr.12431 Nz in das Vereinsregister des Amtsgerichtes 
Berlin - Charlottenburg eingetragen. 
 

(3) Der Bezirksverband ist juristisch selbständig, parteipolitisch und konfessionell un-
abhängig und verfolgt unmittelbar und ausschließlich gemeinnützige Zwecke. 
 

 
§ 2 

 
Gerichtsstand und Haftung 

 
(1) Der Gerichtsstand ist das Amtsgericht Berlin-Neukölln. 

 
(2) Der Bezirksverband haftet Dritten gegenüber nur mit seinem Vereinsvermögen. 

 
(3) Eine Haftung der einzelnen Mitglieder für Angelegenheiten des Bezirksverban-

des ist ausgeschlossen. 
 

 Ebenso ist ausgeschlossen eine Haftung des Bezirksverbandes für Angelegen-
heiten seiner Mitglieder. 

 
 

§ 3 
 

Ziele und Aufgaben des Bezirksverbandes 
 

(1) Der Bezirksverband stellt sich das Ziel 
 

a) die persönlichen und gemeinschaftlichen Interessen der Mitglieder in den 
Kleingartenvereinen bei ihrer sinnvollen Freizeittätigkeit und Erholung, bei 
der Gestaltung ihrer Anlagen und Gärten sowie einer ökologisch orientier-
ten Tätigkeit in den Gärten zu fördern,  
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b) einer Zusammenarbeit mit anderen Verbänden und Organisationen und 

mit kommunalen Einrichtungen sowie mit Behörden in Fragen zeitgemä-
ßer Ausgestaltung und Durchführung der gesetzlichen Bestimmungen und 
Vorschriften auf dem Gebiet des Kleingartenwesens, 

 
c) die Sicherung des Rechtsschutzes der Kleingärtner, insbesondere der 

Schutz zur Dauernutzung der Kleingartenanlagen, Sicherung des Eigen-
tums und der Errichtung neuer Anlagen in Verbindung mit der Land-
schafts- und Ortsgestaltung zur Förderung von Erholung, Gesundheit und 
kleingärtnerischer Tätigkeit, 

 
d) einer sinnvollen und harmonischen Einordnung und Erhaltung von Klein-

gartenanlagen in die Grün- und Wasserzonen des Bezirksteils, der Wohn-
gebiete und in die Landschaft in ihrer Funktion als Naherholungsgebiet für 
die Bevölkerung, 

 
(2) Aufgaben des Bezirksverbandes: 

 
a) Sicherung und Erhaltung der bestehenden Kleingartenanlagen 

 
b) Schaffung von neuen Kleingartenanlagen 

 
c) Vertretung der Mitglieder des Bezirksverbandes im Landesverband 

 
d) Sicherung und Rechtsvertretung der Interessen der dem Bezirksverband 

angehörenden Vereine und deren Mitglieder  
 

e) Unterstützung der Mitglieder bei Versicherungsschutz  
 

f) fachliche Beratung zur Förderung einer naturverbundenen Freizeitgestal-
tung in Verbindung mit einer sinnvollen ökologisch orientierten Nutzung 
des Bodens, Aus- und Weiterbildung von Gartenfachberatern und anderen 
Fachkräften 

 
g) Mitwirkung an der Erarbeitung von Raumordnungs- und Bauleitplänen und 

bei der Vorbereitung von Flächen für neue Kleingärten  
 

h) Abschluss von Zwischenpachtverträgen und    Verwaltungsverträgen zu 
kleingärtnerisch sowie zu Erholungszwecken genutzten Liegenschaften 
mit Grundstückseigentümern; Erwerb von bisher zwischengepachteten 
Grundstücken zum Zweck des Erhalts der kleingärtnerischen Nutzung 
 

i) Weiterverpachtung von Kleingärten an Unterpächter auf der Grundlage 
des Bundeskleingartengesetzes 

 
j) Verwaltung von Kleingärten, deren Nutzung auf der Grundlage von Klein-

garten – Nutzungsverträgen beruht 
 

k) Wirksame Unterstützung der Mitglieder bei der Vorbereitung und Einrich-
tung neuer Kleingartenanlagen 
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l) Unterstützung der Mitglieder zur Förderung des kulturellen Erbes und hu-
manistischer Tradition in der Kleingartenbewegung, zur Vertiefung der Na-
turverbundenheit, Förderung einer gesunden Lebensweise, des volks-
künstlerischen Schaffens 

 
m) Förderung der Kinder- und Jugendarbeit 

 
n) Verwaltung von Wochenend- und Erholungsgrundstücken auf der Grund-

lage der dafür geltenden gesetzlichen Regelungen. Diese Verwaltungstä-
tigkeit darf im Bezirksverband nicht überwiegen. 

 
(3) Der Bezirksverband als gemeinnützige Vereinigung wirkt auf demokratischer 

Grundlage und unterhält zur Erfüllung seiner Aufgaben eine Geschäftsstelle. Er 
verfolgt keine auf die Erzielung von Gewinn gerichteten Interessen. Die Mittel 
des Bezirksverbandes dürfen nur für satzungsgemäße Zwecke verwendet wer-
den. 

 
 

§ 4 
 

Mitgliedschaft im Bezirksverband 
 

(1) Mitglieder des Bezirksverbandes können alle Kleingartenvereine werden, die im 
Geschäftsbereich liegen, die Satzung anerkennen und die sich der kleingärtne-
rischen Bodennutzung, der Umweltgestaltung, der Ökologie und dem Natur-
schutz verpflichtet fühlen. 
 

(2) Die Mitgliedschaft ist freiwillig, sie ist vom Verein beim Bezirksvorstand schriftlich 
zu beantragen. Der Bezirksvorstand hat innerhalb von einem Monat über die An-
tragstellung zu entscheiden. 
Mit dem Aufnahmeantrag ist die Satzung des Vereins und eine Mitgliederliste 
einzureichen. 

 
(3) Erfolgt eine Ablehnung, kann der Antragsteller beim Vorstand des Bezirksver-

bandes schriftlich Einspruch erheben. Über den Einspruch entscheidet die Be-
zirksdelegiertenversammlung endgültig. 

   
(4) Der Vorstand des Bezirksverbandes kann Personen, die sich besonders verdient 

gemacht haben, als Ehrenmitglieder des Bezirksverbandes ernennen. Die Ver-
eine haben das Recht, Vorschläge zu unterbreiten.  
 

(5) Mitglieder des Bezirksverbandes können auch alle Kleingärtner werden, die mit 
ihm einen Kleingarten – Unterpachtvertrag abgeschlossen haben.  
 
 

§ 5 
 

Rechte und Pflichten der Mitglieder 
 

(1) Die Vereine des Bezirksverbandes erkennen die Satzung und die Beschlüsse 
des Bezirksverbandes an und setzen sich bei Wahrung ihrer Selbständigkeit für 
ihre Durchsetzung ein. 
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(2) Die Vereine haben das Recht, sich in allen Fragen und Angelegenheiten, die 

Zweck und Aufgaben des Bezirksverbandes betreffen, zu äußern und zur Wil-
lensbildung beizutragen. 

 
(3) Die abzuführenden Mitgliedsbeiträge und Umlagen sind termingerecht entspre-

chend der Finanzrichtlinie zu entrichten bzw. zu überweisen. 
 
 

§ 6 
 

Beendigung der Mitgliedschaft 
 

(1) Die Mitgliedschaft der Vereine im Bezirksverband endet 
  

a)  durch Austritt 
  

b)  durch Ausschluss 
 

c) durch Löschung des Vereins 
 

d)  durch Löschung des Bezirksverbandes 
 

(2) Der Austritt ist schriftlich bis zum 30. September des laufenden Geschäftsjahres 
zu erklären. 

 
(3) Der Antrag auf Ausschluss eines Mitgliedes aus dem Bezirksverband kann bei 

Verstößen gegen die Satzung des Bezirksverbandes durch den Vorstand der Be-
zirksdelegiertenversammlung unterbreitet werden. 
Der Antrag ist mit 2/3-Mehrheit der anwesenden Bezirksvorstandsmitglieder zu 
beschließen. Bis zur Entscheidung ruht die Mitgliedschaft. Der Beschluss ist end-
gültig. Gegen diese Entscheidung ist der Rechtsweg gegeben. 
Ausscheidende Mitglieder haben keinen Anspruch auf Eigentum und finanzielle 
Mittel des Bezirksverbandes. 
 

(4) Über die Auflösung des Bezirksverbandes entscheidet die Bezirksdelegiertenver-
sammlung mit 2/3-Mehrheit der anwesenden Delegierten. Der Antrag zur Auflö-
sung des Bezirksverbandes kann gestellt werden, wenn mindestens 2/3 der Ver-
eine dies wünschen. Im Falle der Auflösung entscheidet die Bezirksdelegierten-
versammlung zugleich über das Vermögen des Bezirksverbandes.  
Das nach der Erfüllung aller Verbindlichkeiten und berechtigter Forderungen Drit-
ter verbleibende gemeinschaftliche Eigentum ist an die Vereine, die zur Zeit der 
Auflösung Mitglied des Bezirksverbandes sind, zu verteilen. 
 

(5) Eine Einzelmitgliedschaft endet mit der Beendigung des jeweiligen Unterpacht-
vertrages. 
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§ 7 
 

Organe des Bezirksverbandes 
 

(1) Organe des Bezirksverbandes sind:  
 

a) die Bezirksdelegiertenversammlung  
 

b) der Vorstand des Bezirksverbandes  
 

c) der geschäftsführende Vorstand 
 

d) die Kassenprüfungskommission 
 
 

(2) Die Bezirksdelegiertenversammlung :  
  
Die Wahlperiode beträgt 4 Jahre. Die Bezirksdelegiertenversammlung ist das 
höchste Organ des Bezirksverbandes und findet mindestens einmal im Jahr statt. 
Die Einberufung erfolgt durch den Bezirksvorstand oder auf Verlangen von min-
destens einem Drittel der im Bezirksverband organisierten Vereine durch den Be-
zirksvorstand. Sie erfolgt mit einer Frist von mindestens einem Monat schriftlich 
mit Bekanntgabe der Tagesordnung. Die Mitgliedsvereine wählen in Mitglieder-
versammlungen die Delegierten für die Bezirksdelegiertenversammlung. Jeder 
Verein unter 50 Mitglieder hat das Recht, 1 Delegierten zu wählen. Vereine mit 
50 – 100 Mitgliedern wählen 2 Delegierte. 
Für jede weiteren angefangenen 100 Mitglieder ist ein Delegierter zu wählen.  
Die Mitglieder des geschäftsführenden Vorstands des Bezirksverbandes nehmen 
mit Stimmrecht an der Bezirksdelegiertenversammlung teil. 

 
Aufgaben der Bezirksdelegiertenversammlung: 

 
a) Beschlußfassung zur Satzung und über alle grundlegenden Aufgaben des Be-

zirksverbandes, 
 

b) Wahl des Vorstandes des Bezirksverbandes und des geschäftsführenden 
Vorstandes, 

 
c) Wahl der Kassenprüfungskommission, 
 
d) Entgegennahme und Bestätigung der Berichte des Vorstandes des Bezirks-

verbandes und der Kassenprüfungskommission, 
 

e) Beschlussfassung über von den Mitgliedern zu zahlende Beiträge und Umla-
gen. Die Beiträge und Umlagen werden je Kleingarten bestimmt. 
                                                                               

f) Beschlussfassung über Anträge. 
Die Bezirksdelegiertenversammlung beschließt mit einfacher Mehrheit der an-
wesenden Delegierten, in Satzungsangelegenheiten mit 2/3 – Mehrheit.  
Beschlüsse der Bezirksdelegiertenversammlung sind für alle Mitglieder bin-
dend.  
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Über die Beschlüsse der Bezirksdelegiertenversammlung ist ein Protokoll zu 
führen. Das Protokoll ist vom Schriftführer des geschäftsführenden Vor-stan-
des und vom Vorsitzenden der Bezirksdelegiertenversammlung zu unter-
schreiben. 
 

(3) Der Vorstand des Bezirksverbandes: 
 

Der Vorstand des Bezirksverbandes setzt sich wie folgt zusammen: 
 

Fünf Mitglieder des geschäftsführenden Vorstandes und sechs weitere Mitglie-
der. 

 
Der Vorstand tagt mindestens zweimal im Geschäftsjahr. Er ist beschlußfähig, 
wenn mehr als 50 % der gewählten Vorstandsmitglieder anwesend sind. Ent-
scheidungen werden mit einfacher Stimmenmehrheit der anwesenden Vor-
standsmitglieder gefasst. Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des Vor-
sitzenden. Die Einladung erfolgt zwei Wochen vor dem Termin mit Bekanntgabe 
der Tagesordnung durch den geschäftsführenden Vorstand.  
Die Bezirksvorstandssitzung kann einberufen werden, wenn 50 % der Mitglieder 
des Vorstandes es fordern. 

 
Aufgaben des Vorstands des Bezirksverbandes: 
 
a) Vorbereitung der Bezirksdelegiertenversammlungen, 

 
b) Entgegennahme des Finanzplanes des Bezirksverbandes,     

 
c) Entgegennahme der Berichte des geschäftsführenden Vorstandes,  

 
d) Entgegennahme der jährlichen Finanzberichte,  

 
e) Behandlung von Berichten der Kassenprüfungskommission, 

  
f) Berufung von Fachberatern,  

 
g) Ernennung von Ehrenmitgliedern. 

 
Die Beschlüsse des Bezirksvorstandes sind zu protokollieren. Die Protokolle sind 
vom Vorsitzenden und vom Schriftführer des geschäftsführenden Vorstandes zu 
unterschreiben. Der Vorstand arbeitet ehrenamtlich. Der Ersatz von Barauslagen 
sowie eine angemessene Aufwandsentschädigung kann gewährt werden. Die 
Entscheidung hierüber trifft der Vorstand. 

 
(4) Der geschäftsführende Vorstand: 

 
Der geschäftsführende Vorstand setzt sich zusammen aus: 
 
- dem Vorsitzenden 
- dem Stellvertreter und Schatzmeister 
- dem Schriftführer 
- dem Beauftragten für Wochenend- und Erholungsgrundstücke und 
- dem Beauftragten für Umwelt und Ökologie 
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Der Bezirksverband wird im Rechtsverkehr von zwei Mitgliedern des geschäfts-
führenden Vorstands gemeinsam vertreten. 
 
Der geschäftsführende Vorstand tritt monatlich zusammen. Der Geschäftsführer, 
sofern er nicht Mitglied des Bezirksvorstandes ist, kann an den Zusammenkünf-
ten des geschäftsführenden Vorstandes mit beratender Stimme teilnehmen. 
 
Zu den Aufgaben des geschäftsführenden Vorstandes gehört die laufende Ge-
schäftsführung des Bezirksverbandes, die Anstellung eines Geschäftsführers und 
von Mitarbeitern der Geschäftsstelle des Bezirksverbandes und die Auszeich-
nung verdienstvoller Vereine und Funktionäre. 
Beschlüsse werden mit einfacher Stimmenmehrheit gefasst und sind zu protokol-
lieren. Das Protokoll ist vom Vorsitzenden und vom Schriftführer zu unterschrei-
ben. 
 
Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.  

 
 

§ 8 
 

Zugehörigkeit zum Vorstand des Bezirksverbandes 
 

Die Bezirksvorstandsmitglieder bleiben bis zur Neuwahl im Amt. Wiederwahl ist zu-
lässig. 

 
 

§ 9 
 

Finanzielle Mittel des Bezirksverbandes 
 

(1) Der Bezirksverband finanziert sich aus 
a) Mitgliedsbeiträgen 
b) Umlagen 
c) Einnahmen aus gemeinnützigen Veranstaltungen 
d) Zuwendungen, Spenden, Stiftungen 
e) Verwaltungsgebühren 

 
(2) Die Finanzen sind durch den Schatzmeister zu verwalten. Es ist eine Kas-

sen- und Nachweisführung und ein Belegwesen zu führen. 
 
 

§ 10 
 

Kassenprüfungskommission 
 

(1) Die Kassenprüfungskommission wird durch die Bezirksdelegiertenversammlung 
für die Dauer von 4 Jahren gewählt. Sie soll mindestens aus drei Mitgliedern be-
stehen. Der Vorsitzende der Kassenprüfungskommission wird von deren Mitglie-
der bestimmt. 
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(2) Die Mitglieder der Kassenprüfungskommission unterliegen keiner Weisung oder 
Beaufsichtigung durch den Vorstand. Sie sind berechtigt, an Vorstandssitzungen 
teilzunehmen. 

 
(3) Mitglieder der Kassenprüfungskommission dürfen nicht Mitglieder des Bezirks-

vorstandes sein. 
 

(4) Die Kassenprüfungskommission prüft regelmäßig die Kassenführung und das 
Belegwesen. Nach Abschluss jedes Geschäftsjahres erfolgt eine finanzielle Ge-
samtprüfung. Der Prüfungsbericht ist jährlich dem Vorstand zu übergeben.   
 

 
§ 11  

 
Satzungsänderung durch den Geschäftsführenden Vorstand 

 
(1) Der Geschäftsführende Vorstand ist ermächtigt, redaktionelle Satzungsänderun-

gen, die vom Amtsgericht für die Eintragung des Vereins verlangt werden, selbst 
zu beschließen und vorzunehmen. 

 
(2) Die Delegierten sind unverzüglich über diese Änderungen schriftlich zu informie-

ren. 
 
     

§ 12  
 

Die Satzung ist am 23.06.1990 errichtet sowie am 01.06.1991, am 17.06.2002 und 
am 04.06.2012 geändert und neu gefasst worden. 
 
 
 
 
 
 
Wir versichern, dass i. S. d.§ 71 Abs. 1 Satz 4 BGB die geänderten Bestimmungen 
mit dem Beschluss über die Satzungsänderung, die unveränderten Bestimmung mit 
dem zuletzt eingereichten vollständigen Wortlaut der Satzung und, wenn die Sat-
zung geändert worden ist, ohne dass ein vollständiger Wortlaut der Satzung einge-
reicht wurde, auch mit den zuvor eingetragenen Änderungen übereinstimmen. 
 
 
 
gez.  Meier     gez. Weideling 
.....................................    .................................... 
H.-D. Meier     P. Weideling 
Vorsitzender     Stv. Vorsitzender 
 
Im Vereinsregister beim Amtsgericht Charlottenburg unter VR 12431 B am 
19.10.2012 eingetragen. 


